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Drucksache IV/ 3509 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. h. c. Güde, Dr. Kanka, 
Dr. Hauser, Dr. Böhm (Frankfurt), Dr, Weber (Koblenz), 
Dr.Dichgans und Fraktion der CDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Kürzung von juristischen Ausbildungszeiten 

für Beamte und Richter 

— Drucksache IV/2725 — 

über den von den Abgeordneten Busse, Frau Dr. Diemer- 
Nicolaus und Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Kürzung von juristischen Ausbildungszeiten für 

Beamte und Richter 

— Drucksache IV/2726 — 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Verbesserung der juristischen Ausbildung 
sowie zur Kürzung der Ausbildungszeiten für Richter, 
Staatsanwälte und Beamte des höheren Verwaltungsdienstes 

— Drucksache IV/3110 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr, Even (Düren) 


Die von den Fraktionen der CDU/CSU und der 
FDP eingebrachten Entwürfe eines Gesetzes zur 
Kürzung von juristischen Ausbildungszeiten für 
Beamte und Richter wurden vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 148. Sitzung am 2, Dezember 1964 in 
erster Beratung dem Ausschuß für Inneres feder- 
führend und dem Rechtsausschuß zur Mitberatung 
überwiesen. 

Der von der Fraktion der SPD eingebrachte Ent- 
wurf eines Gesetzes zur Verbesserung der juristi- 


schen Ausbildung sowie zur Kürzung der Ausbil- 
dungszeiten für Richter, Staatsanwälte und Beamte 
des höheren Verwaltungsdienstes wurde vom Deut- 
schen Bundestag in seiner 174. Sitzung am 19. März 
1965 in erster Beratung ebenfalls dem Ausschuß für 
Inneres federführend und dem Rechtsausschuß zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der mitberatende Rechts aus schuß hat am 5. Mai 
1965 die Entwürfe abschließend erörtert. Der Rechts- 
ausschuß hat sich darauf beschränkt, eine Änderung 
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des § 5 des Deutschen Richtergesetzes zu empfeh- | 
len. Sie ist vom Ausschuß für Inneres vollinhaltlich I 
übernommen worden. 

Der Ausschuß für Arbeit hat am 1. April 1965 zu 
den Entwürfen gutachtlich Stellung genommen. In 
seiner Stellungnahme legt der Ausschuß für Arbeit | 
besonders Wert darauf, daß bundeseinheitlich zu- i 
mindest eine Ausbildungszeit von zwei Monaten bei i 
Gerichten für Arbeitssachen oder bei Behörden oder ! 
Stellen, die auf dem Gebiet des Arbeits- und Sozial- | 
rechts tätig sind, gewährleistet ist. Dieser Empfeh- I 
lung wurde Rechnung getragen. i 

Der Ausschuß für Inneres hat die Entwürfe in sei- 
ner 141. Sitzung am 13. Mai 1965 abschließend be- 
raten. Er unterstützt die Bestrebungen zur Abkür- 
zung der Ausbildungszeiten der Richter und Beam- 
ten des höheren Dienstes, um dem jungen Men- 
schen einen möglichst frühzeitigen Eintritt in seinen 
Beruf zu ermöglichen. Die Kürzung des juristischen 
Vorbereitungsdienstes um ein Jahr ist zu verant- 
worten, weil die bisherige Dauer der Referendar- | 
ausbildung in keinem vertretbaren Verhältnis zu , 
ihrer praktischen Wirkung stand. Der Ausschuß für | 
Inneres war allerdings mit dem Rechtsausschuß der i 
Auffassung, daß die Frage der Kürzung des Stu- 
diums nicht erörtert werden sollte, weil eine solche 
Erörterung das Inkrafttreten des Gesetzes nur hin- 
ausschieben könnte. Er war jedoch der Meinung, 
daß alsbald eine allgemeine Studiumreform mit dem 
Ziel einer Straffung des Studiums eingeleitet wer- , 
den müsse. 

Im übrigen folgte der Ausschuß für Inneres den 
eingebrachten Entwürfen in ihren Grundzügen. Er j 


war mit der Fraktion der SPD der Auffassung, daß 
in dem Deutschen Richtergesetz die Hauptausbil- 
dungsabschnitte des Vorbereitungsdienstes auch in 
ihrer Dauer wie bisher bundesgesetzlich festgelegt 
worden sollten. Dabei schloß er sich im wesentlichen 
den Vorschlägen des Bundesministers der Justiz und 
des Bundesministers des Innern an, die eine neun- 
monatige Ausbildung bei Verwaltungsbehörden und 
Verwaltungsgerichten und eine zweimonatige Aus- 
bildung in der Arbeitsverwaltung oder bei Arbeits- 
gerichten für notwendig hielten. 

Der Ausschuß für Inneres glaubte jedoch nicht 
dem Vorschlag der Fraktion der SPD, die in dem 
§ 5 Abs. 4 ihres Antrages zum Ausdruck kommt, 
folgen zu sollen, sondern gab der weitergehenden 
Vorschrift, wie sie sich aus dem § 4 des vorliegen- 
den Entwurfs ergibt, den Vorzug, weil sie der Aus- 
bildungsbehörde und dem Referendar eine größere 
Beweglichkeit gestattet. 

Im Hinblick auf die Kürzung des Vorbereitungs- 
dienstes hält der Ausschuß für Inneres eine Anpas- 
sung des Vorbereitungsdienstes der übrigen ver- 
schiedenen Beamtenlaufbahnen des Bundes, außer- 
dem eine Intensivierung der Ausbildung der Refe- 
rendare für nötig. Er empfiehlt daher, nicht nur den 
Gesetzentwurf in der anliegenden Fassung, sondern 
auch den beiliegenden Entschließungsantrag anzu- 
nehmen. Dabei war der Ausschuß auch der Auffas- 
sung, daß institutionell bei den Ausbildungsbehör- 
den eine laufende Betreuung der Referendare sicher- 
gestellt werden müsse. Der Ausschuß für Inneres 
hat seine Anträge einstimmig beschlossen. 


Bonn, den 13. Mai 1965 


Dr. Even (Düren) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf • — Drucksachen IV/2725, 

IV/2726, IV/3110 — in der anliegenden Fassung 

anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) zu veranlassen, daß die Dauer des Vor- 
bereitungsdienstes in den verschiedenen 
Beamtenlaufbahnen des Bundes der Neu- 
regelung angepaßt wird, 

b) darauf hinzuwirken, daß im Hinblick auf die 
Kürzung des Vorbereitungsdienstes der Aus- 
bildung in den einzelnen Abschnitten beson- 
dere Aufmerksamkeit gewidmet wird und 
alle Ausbildungsmöglichkeiten so ausge- 
schöpft werden, daß der Referendar den 
gesteigerten Anforderungen der juristischen 
Berufe gerecht wird, 

c) ferner darauf hinzuwirken, daß alsbald eine 
allgemeine Studienreform mit dem Ziele einer 
Straffung des Studiums eingeleitet wird. 


Bonn, den 13. Mai 1965 


Der Ausschuß für Inneres 


Schmitt- Vockenhausen 

Vorsitzender 


Dr. Even (Düren) 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Kürzung des Vorbereitungsdienstes für den Erwerb der 
Befähigung zum höheren Beamtendienst und zum Richteramt 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 19 Abs. 1 Nr. 3 des Bundesbeamtengesetzes 
in der Fassung vom 1. Oktober 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1801) wird das Wort „drei" durch das 
Wort „zweieinhalb" ersetzt. 

Artikel 2 

In § 5 Abs. 1 Nr. 3 des Steuerbeamten-Ausbil- 
dungsgesetzes vom 16. Mai 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 603) wird das Wort „drei" durch das Wort „zwei- 
einhalb" ersetzt. 

Artikel 3 

(1) Das Deutsche Richtergesetz vom 8. Septem- 
ber 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1665) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Zwischen der ersten und der zweiten 
Prüfung muß ein Vorbereitungsdienst von 
zweieinhalb Jahren liegen. Davon sind zu 
verwenden 

1. neunzehn Monate zum Dienst 
bei den ordentlichen Gerichten, 
Staatsanwaltschaften, Notaren und 
Rechtsanwälten, 

2. neun Monate zum Dienst bei Ver- 
waltungsbehörden und Gerichten 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit, 
auf den bis zu vier Monaten die 
Ausbildung bei der Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften ange- 
rechnet werden kann, 

3. zwei Monate zum Dienst bei Ge- 
richten für Arbeitssachen oder bei 
Behörden oder Stellen, die auf 
dem Gebiet des Arbeits- oder 
Sozialrechts tätig sind, insbeson- 
dere bei Gewerkschaften oder 
Arbeitgeberverbänden. 


Im Einzelfall kann der Vorbereitungsdienst 
aus besonderem Grund nach Maßgabe des 
Landesrechts verlängert werden," 

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Während des Vorbereitungsdienstes 
ist auf Antrag eine Ausbildung bei einer 
gewählten Stelle bis zu sechs Monaten zuzu- 
lassen; wenn eine ergänzende und sach- 
gerechte Ausbildung gewährleistet ist; inso- 
weit verlängert sich der Vorbereitungsdienst. 
Das Nähere bestimmt das Landesrecht." 

2. Nach § 112 wird folgender § 112 a eingefügt; 

„§ 112a 

Anrechnung von Ausbildungsabschnitten 

In den Ländern Baden-Württemberg und 
Bayern kann nach Maßgabe des Landesrechts die 
Ausbildung bei den Gerichten der Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit bis zu vier Monaten auf die Aus- 
bildung bei den ordentlichen Gerichten (§ 5 
Abs. 3 Satz 2 Nr. 1) angerechnet werden." 

(2) Der Vorbereitungsdienst, der vor Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes begonnen worden ist, richtet sich 
nach den bisher geltenden Vorschriften. Die Lan- 
desregierungen werden ermächtigt, durch Rechts- 
verordnung den Vorbereitungsdienst bis auf die 
vom Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltende 
Dauer zu kürzen und die Ausbildung dem gekürzten 
Vorbereitungsdienst anzupassen. Die Landesregie- 
rungen können die Ermächtigung auf die nach Lan- 
desrecht zuständige oberste Landesbehörde über- 
tragen. Die für den Vorbereitungsdienst der Kriegs- 
heimkehrer bestehenden Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 1965, der 
Artikel 3 Abs. 2 jedoch am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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